
Einladung zur 
Hauptversammlung 2012
ThyssenKrupp AG

Wir entwickeln die Zukunft für Sie.



| 03

I.	Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der
ThyssenKrupp AG und des Konzernabschlusses 
zum 30. September 2011, der Lageberichte der 
ThyssenKrupp AG und des Konzerns für das  
Geschäftsjahr 2010/2011, des Berichts des Auf- 
sichtsrats sowie des erläuternden Berichts des 
Vorstands zu den Angaben nach §§ 289 Absatz 4, 
315 Absatz 4 Handelsgesetzbuch (HGB)

	 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres-

abschluss und den Konzernabschluss entsprechend §§ 172, 

173 Aktiengesetz (AktG) am 2. Dezember 2011 gebilligt und 

den Jahresabschluss damit festgestellt. Somit entfällt eine 

Feststellung durch die Hauptversammlung. Jahresabschluss 

und Lagebericht, Konzernabschluss und Konzernlagebericht, 

Bericht des Aufsichtsrats und Bericht des Vorstands mit 

den Erläuterungen übernahmerechtlicher Angaben sind der 

Hauptversammlung, ohne dass es nach Aktiengesetz einer 

Beschlussfassung bedarf, zugänglich zu machen. 

ThyssenKrupp AG, Duisburg und Essen
ISIN DE0007500001

Einladung zur Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie ein zur 13. ordentlichen Hauptversammlung der 

ThyssenKrupp AG mit dem Sitz in Duisburg und Essen. 

 

Die Hauptversammlung findet am Freitag, dem 20. Januar 2012, 

10:00 Uhr, im RuhrCongress, Stadionring 20, 44791 Bochum, statt.

Tagesordnung auf einen Blick

1.		 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der ThyssenKrupp AG

und des Konzernabschlusses zum 30. September 2011, der 

Lageberichte der ThyssenKrupp AG und des Konzerns für das

Geschäftsjahr 2010/2011, des Berichts des Aufsichtsrats 

sowie des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben 

nach §§ 289 Absatz 4, 315 Absatz 4 Handelsgesetzbuch (HGB)

2.		 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

3.		 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  

des Vorstands

4.		 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  

des Aufsichtsrats

5.		 Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten

Kapitals mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss und 

entsprechende Satzungsänderung

6.		 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers 



2.	 Beschlussfassung über die Verwendung 		
	 des Bilanzgewinns
	
	 Aus dem Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2010/2011 sollen

 	 0,45 € je dividendenberechtigter Stückaktie ausgeschüttet 

 	 werden. Die Dividende soll am 23. Januar 2012 aus- 

	 gezahlt werden.

 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den Bilanz- 

	 gewinn des Geschäftsjahres 2010/2011 in Höhe von  

	 516.521.414,07 € wie folgt zu verwenden: 

-	 Ausschüttung einer Dividende von 0,45 €

		 je dividendenberechtigter Stückaktie:	 231.520.069,80 €

-	 Vortrag auf neue Rechnung:	 285.001.344,27 €

	 Zum Zeitpunkt der Einberufung besitzt die Gesellschaft keine 

eigenen Aktien. Falls die Gesellschaft zum Zeitpunkt der Haupt- 

versammlung eigene Aktien hält, sind diese gemäß § 71b AktG 

nicht dividendenberechtigt. In diesem Fall wird der Haupt-

versammlung bei unveränderter Ausschüttung von 0,45 € je 

dividendenberechtigter Stückaktie ein entsprechend ange-

passter Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung 
der Mitglieder des Vorstands

		  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2010/2011 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlastung 

für diesen Zeitraum zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung 
der Mitglieder des Aufsichtsrats

		  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2010/2011 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Ent-

lastung für diesen Zeitraum zu erteilen.
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5.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines 
genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum 
Bezugsrechtsausschluss und entsprechende 
Satzungsänderung

		  Die von der Hauptversammlung am 19. Januar 2007 erteilte 

und bisher nicht ausgenutzte Ermächtigung zur Erhöhung des 

Grundkapitals um bis zu 500.000.000,- € läuft am 18. Januar 

2012 aus. Daher soll ein neues genehmigtes Kapital in  

gleicher Höhe geschaffen werden, damit die Gesellschaft auch 

in den kommenden Jahren hierdurch bei Bedarf ihre Eigen-

mittel verstärken kann. Die Möglichkeit zum Bezugsrechts-

auschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und Sachein-

lagen soll zukünftig auf insgesamt 20 % des Grundkapitals 

beschränkt werden.

		  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu 

beschließen: 

		  a)	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital bis zum  

	 19. Januar 2017 mit Zustimmung des Aufsichtsrates um 

	 bis zu 500.000.000,-  € durch Ausgabe von bis zu  

	 195.312.500 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien 

 	 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehr- 

	 mals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Den Aktionären  

	 steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Das Bezugsrecht 

 	 kann den Aktionären auch mittelbar gewährt werden  

	 gemäß § 186 Absatz 5 AktG.

		  Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des  

	 Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre in den  

	 folgenden Fällen auszuschließen:

		  -	zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

		  -	soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von im Zeit- 

		  punkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals um- 

		  laufenden Wandel- und/oder Optionsrechten bzw. einer 

		  Wandlungspflicht aus von der ThyssenKrupp AG oder 

		  ihren Konzerngesellschaften bereits begebenen oder  
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		  künftig zu begebenden Wandel- und/oder Options- 

		  schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

		  in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Aus- 

		  übung der Wandel- und/oder Optionsrechte bzw. nach 

		  Erfüllung einer Wandlungspflicht als Aktionäre zu- 

		  stehen würde;

 

	 -	wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien bei Kapital-

		  erhöhungen gegen Bareinlagen den Börsenpreis der  

		  bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der end- 

		  gültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich 

		  unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 

		  10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirk- 

		  samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

		  Ermächtigung überschreiten. Auf diese Begrenzung sind 

		  Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

 		  Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung auf- 

		  grund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 

 		  entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4  

		  AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder aus- 

		  gegeben wurden bzw. auszugeben sind;

		  -	bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen.

		  Die insgesamt aufgrund der vorstehenden Ermäch- 

	 tigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapital- 

	 erhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen aus- 

	 gegebenen Aktien dürfen 20 % des Grundkapitals weder 

 	 im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 

	 noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung überschreiten.

		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf- 

	 sichtsrates den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die  

	 Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Auf- 

	 sichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 5 der 

	 Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 

	 Genehmigten Kapitals und, falls das Genehmigte Kapital 

	 bis zum 19. Januar 2017 nicht oder nicht vollständig 

	 ausgenutzt sein sollte, nach Fristablauf der Ermächti- 

	 gung anzupassen.

| 07

	 b)	 § 5 Absatz 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

			   „Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum  

	 19. Januar 2017 mit Zustimmung des Aufsichtsrates um  

	 bis zu 500.000.000,- € durch Ausgabe von bis zu 

	 195.312.500 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien  

	 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehr- 

	 mals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Den Aktionären  

	 steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Das Bezugsrecht 

	 kann den Aktionären auch mittelbar gewährt werden  

	 gemäß § 186 Absatz 5 AktG.

			   Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

	 Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre in den  

	 folgenden Fällen auszuschließen:

	 	 -	zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

	 	 -	soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von im Zeit-

		  punkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals um- 

		  laufenden Wandel- und/oder Optionsrechten bzw. einer 

		  Wandlungspflicht aus von der ThyssenKrupp AG oder 

		  ihren Konzerngesellschaften bereits begebenen oder  

		  künftig zu begebenden Wandel- und/oder Options- 

		  schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

		  in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Aus- 

		  übung der Wandel- und/oder Optionsrechte bzw. nach 

		  Erfüllung einer Wandlungspflicht als Aktionäre zu- 

		  stehen würde;

		  -	wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien bei Kapital-

		  erhöhungen gegen Bareinlagen den Börsenpreis der  

		  bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der end- 

		  gültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich 

		  unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 

		  10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirk- 

		  samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

		  Ermächtigung überschreiten. Auf diese Begrenzung sind 

		  Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

		  Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung auf- 

		  grund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 

Tagesordnung
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 		  entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 

 		  AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder aus- 

		  gegeben wurden bzw. auszugeben sind;

		  -	bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen. 

	 	 Die insgesamt aufgrund der vorstehenden Ermächtigungen

	 unter Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen 

	 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgegebenen Aktien 

	 dürfen 20 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des

	 Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer 

	 Ausnutzung überschreiten.

		  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf- 

	 sichtsrates den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die  

	 Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Auf- 

	 sichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung 

	 entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten 

	 Kapitals und, falls das Genehmigte Kapital bis zum  

	 19. Januar 2017 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt  

	 sein sollte, nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.“

6.	 Beschlussfassung über die Wahl 
des Abschlussprüfers 

		  Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungs- 

ausschusses vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesell- 

schaft, Berlin,

	 a)	 zum Abschlussprüfer und zum Prüfer für die prüferische  

	 Durchsicht von Zwischenfinanzberichten für das Geschäfts- 

	 jahr 2011/2012 und

	 b)	 vorsorglich, für den Fall, dass die Trennung von der  

	 Inoxum Gruppe im Wege der Abspaltung nach Umwand- 

	 lungsgesetz erfolgen soll, zum Prüfer der nach Umwand- 

	 lungsgesetz erforderlichen Schlussbilanz der Gesellschaft 

	 zu wählen.
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II. 	Bericht des Vorstands gemäß § 203 
Absatz 2 Satz 2 AktG in Verbindung 
mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu 
Tagesordnungspunkt 5

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung 

unter Tagesordnungspunkt 5 die Schaffung eines neuen  

genehmigten Kapitals vor. Das bisherige genehmigte Kapital 

wurde von der Hauptversammlung am 19. Januar 2007 für die 

Dauer von fünf Jahren beschlossen und läuft am 18. Januar 

2012 aus. Das neue genehmigte Kapital soll sich am Umfang 

und den bewährten Regelungen des bisherigen genehmigten 

Kapitals orientieren. Unter Punkt 5 der Tagesordnung wird 

daher der Hauptversammlung die Schaffung eines neuen 

genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu 500.000.000,- € 

(dies entspricht rund 38 % des derzeitigen Grundkapitals der 

Gesellschaft) durch Ausgabe von bis zu 195.312.500 neuen, 

auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen vorgeschlagen (Genehmigtes Kapital). Aller-

dings soll die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses für 

Kapitalerhöhungen gegen Bar- und Sacheinlagen auf ins- 

gesamt 20 % des Grundkapitals beschränkt sein. 

	 Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital wird der  

Vorstand der ThyssenKrupp AG in einem angemessenen  

Rahmen in die Lage versetzt, die Eigenkapitalausstattung 

der ThyssenKrupp AG gerade auch im Hinblick auf die vom 

Vorstand verfolgte strategische Weiterentwicklung des Kon-

zerns und der gezielten Ausweitung der Geschäftsaktivitäten 

in dynamischen Märkten jederzeit den geschäftlichen Erfor-

dernissen anzupassen und in den sich wandelnden Märkten 

im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu handeln. 

Dazu muss die Gesellschaft – unabhängig von konkreten Aus-

nutzungsplänen – stets über die notwendigen Instrumente 

der Kapitalbeschaffung verfügen. Da Entscheidungen über 

die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu 

treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht 

vom Rhythmus der jährlichen Hauptversammlungen abhängig 

Bericht des Vorstands
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ist. Mit dem Instrument des Genehmigten Kapitals hat der  

Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getragen. Gängige 

Anlässe für die Inanspruchnahme eines Genehmigten Kapitals 

sind die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung 

von Beteiligungserwerben.

	 Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals haben die  

Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Die Aktien können 

im Rahmen dieses gesetzlichen Bezugsrechts den Aktionären 

auch mittelbar gewährt werden gemäß § 186 Absatz 5 AktG. 

Das Bezugrecht der Aktionäre kann jedoch in den nachfolgend 

erläuterten Fällen ausgeschlossen werden.

	 Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

	 Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrates berechtigt sein soll, 

Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses 

ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Dies 

ermöglicht die erleichterte Abwicklung einer Bezugsrechts- 

emission, wenn sich aufgrund des Emissionsvolumens oder  

zur Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses  

Spitzenbeträge ergeben. Die als so genannte „freie Spitzen“  

vom Bezugsrecht ausgenommenen neuen Aktien werden  

bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

	 Bezugsrechtsausschluss bei Options- und 

Wandelschuldverschreibungen

	 Darüber hinaus soll das Bezugsrecht mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates ausgeschlossen werden können, soweit es er-

forderlich ist, um auch den Inhabern von bestehenden und 

künftig zu begebenden Options- und/oder Wandelschuld-

verschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien geben zu 

können, wenn dies die Bedingungen der jeweiligen Schuld-

verschreibung vorsehen. Solche Schuldverschreibungen sind 

zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt in der Regel mit 

einem Verwässerungsschutzmechanismus ausgestattet, der 

vorsieht, dass den Inhabern bei nachfolgenden Aktienemis-

sionen mit Bezugsrecht der Aktionäre anstelle einer Ermäßi-

gung des Options- bzw. Wandlungspreises ein Bezugsrecht 

auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es auch den  
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Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, als ob sie ihr 

Options- oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt hätten bzw. 

eine Wandlungspflicht erfüllt wäre. Dies hat den Vorteil, dass 

die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Verwässerungs-

schutz durch Reduktion des Options- bzw. Wandlungspreises – 

einen höheren Ausgabekurs für die bei der Wandlung oder 

Optionsausübung auszugebenden Aktien erzielen kann. 

	 Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen 

gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG

	 Mit Zustimmung des Aufsichtsrates soll das Bezugsrecht  

ferner ausgeschlossen werden können, wenn die neuen Aktien 

bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis 

nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung ermög-

licht es der Gesellschaft, Marktchancen schnell und flexibel 

zu nutzen und einen hierbei entstehenden Kapitalbedarf 

gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Der Aus-

schluss des Bezugsrechts ermöglicht dabei nicht nur ein zeit-

näheres Agieren, sondern auch eine Platzierung der Aktien 

zu einem börsenkursnahen Preis, in der Regel mit einem  

geringeren Abschlag als bei Bezugsrechtsemissionen. Zusätz-

lich kann mit einer derartigen Platzierung die Gewinnung neu-

er Aktionärsgruppen angestrebt werden. Die unter Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausge-

gebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % des Grundkapitals 

nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermäch-

tigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener 

Aktien anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser  

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  

§§ 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt. 

Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzu-

rechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht 

ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuld-

verschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwen-

dung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen 

Bericht des Vorstands
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Regelung dem Bedürfnis der Aktionäre nach einem Verwässe-

rungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Die 

Aktionäre haben auf Grund des börsenkursnahen Ausgabe-

preises der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen 

Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grund-

sätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Erwerb 

der erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen 

über die Börse aufrechtzuerhalten. Es ist daher sichergestellt, 

dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des  

§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch die 

Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des Genehmig-

ten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen 

gewahrt bleiben, während der Gesellschaft im Interesse aller 

Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden.

	 Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen

	 Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates ferner bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 

ausgeschlossen werden können. Damit wird der Vorstand in 

die Lage versetzt, Aktien der Gesellschaft in geeigneten Einzel-

fällen zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, 

Unternehmensbeteiligungen oder anderen Wirtschaftsgütern 

einzusetzen. So kann sich in Verhandlungen die Notwendig-

keit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien zu 

leisten. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Gegen- 

leistung anbieten zu können, ist insbesondere im interna- 

tionalen Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte 

erforderlich und schafft den notwendigen Spielraum, sich 

bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen 

Wirtschaftsgütern liquiditätsschonend zu nutzen. Auch unter 

dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur 

kann die Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Die Ermächtigung 

ermöglicht der ThyssenKrupp AG in geeigneten Fällen auch 

größere Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen zu 

erwerben, soweit dies im Interesse der ThyssenKrupp AG und 

damit ihrer Aktionäre liegt. Der Gesellschaft erwächst dadurch 

kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sach- 

leistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in 

einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht. 
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Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelation  

sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre angemessen gewahrt bleiben und ein angemes-

sener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird.

	 Beschränkung des Gesamtumfangs bezugsrechtsfreier 

Kapitalerhöhungen

	 Die insgesamt unter den vorstehend erläuterten Ermäch-

tigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitaler- 

höhungen sowohl gegen Bareinlagen, als auch gegen Sach-

einlagen ausgegebenen Aktien dürfen 20 % des Grundkapitals 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 

noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung überschreiten. Durch diese 

Kapitalgrenze wird der Gesamtumfang einer bezugsrechts-

freien Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 

beschränkt. Die Aktionäre werden auf diese Weise zusätzlich 

gegen eine Verwässerung ihrer Beteiligungen abgesichert. 

	 Ausnutzung des Genehmigten Kapitals

	 Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals be- 

stehen derzeit nicht. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall 

sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapital- 

erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn es 

nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im 

Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

	 Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung 

über die Ausnutzung der Ermächtigung berichten.

Bericht des Vorstands
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III. Weitere Angaben zur Einberufung

1.	 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
	
	 Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das 

Grundkapital der Gesellschaft in 514.489.044 Stückaktien  

eingeteilt. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Die Gesellschaft 

hält im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung  

keine eigenen Aktien. Die Gesamtzahl der teilnahme- und 

stimmberechtigten Aktien beträgt im Zeitpunkt der Einbe- 

rufung der Hauptversammlung somit 514.489.044 Stück.

2.	 Voraussetzungen für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts

	
	 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung – in Person oder 

durch Bevollmächtigte – und zur Ausübung des Stimmrechts 

sind nur diejenigen Personen berechtigt, die zu Beginn des 

21. Tages vor der Hauptversammlung, d. h. am 30. Dezember 

2011, 00:00 Uhr (Nachweisstichtag), Aktionäre der Gesell-

schaft sind und sich zur Hauptversammlung anmelden. Die 

Anmeldung muss zusammen mit einem vom depotführenden 

Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut auf den Nachweis- 

stichtag erstellten Nachweis des Anteilsbesitzes spätestens 

bis zum Ablauf des 13. Januar 2012 bei der nachstehend 

genannten Anmeldestelle eingehen. Die Anmeldung und 

der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen in deutscher oder 

englischer Sprache abgefasst sein. Für den Nachweis genügt  

die Textform.

	 Anmeldestelle:

	 ThyssenKrupp AG

	 c/o Computershare HV-Services AG

	 Operations Center

	 Prannerstraße 8

	 80333 München

	 Telefax: +49 (0) 89 30903-74675

	 E-Mail: anmeldestelle@computershare.de
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	 Üblicherweise übernehmen die depotführenden Institute die  

erforderliche Anmeldung und die Übermittlung des Nach- 

weises des Anteilsbesitzes für ihre Kunden. Die Aktionäre  

werden daher gebeten, sich möglichst frühzeitig an ihr jewei- 

liges depotführendes Institut zu wenden und dabei gleich- 

zeitig eine Eintrittskarte für die Hauptversammlung zu be- 

stellen. Wie in den Vorjahren wird jedem Aktionär grund- 

sätzlich nur eine Eintrittskarte zur Hauptversammlung von der 

Anmeldestelle ausgestellt.

3.	 Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

	 Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung 

teilnehmen möchten, können ihre Stimmen auch schriftlich 

durch Briefwahl abgeben. Hierzu steht das auf der Eintritts-

karte abgedruckte Formular zur Verfügung. Die per Briefwahl 

abgegebenen Stimmen müssen bis einschließlich 18. Januar 

2012 bei der Gesellschaft unter der in der vorstehenden  

Ziffer 2 angegebenen Adresse eingegangen sein. Die Briefwahl 

schließt eine Teilnahme an der Hauptversammlung nicht aus.

4.	 Verfahren für die Stimmabgabe 
bei Stimmrechtsvertretung

	 Bevollmächtigung eines Dritten

	 Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch einen Bevoll-

mächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärs-

vereinigung oder einen sonstigen Dritten ausüben lassen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis 

der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen 

der Textform. Zur Erteilung der Vollmacht kann das auf der 

Eintrittskarte abgedruckte Formular verwendet werden. Die 

Vollmacht kann unter Verwendung der Daten der Eintrittskarte 

auch elektronisch via Internet erteilt werden. Bei Bevoll- 

mächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder  

diesen nach § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellten Personen 

sind in der Regel Besonderheiten zu beachten, die bei dem 

jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind. 
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	 Bevollmächtigung von Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft

	 Außerdem wird den Aktionären angeboten, sich durch von der 

Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bei den Abstim-

mungen unter Erteilung von Weisungen vertreten zu lassen. 

Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß 

abzustimmen; sie können die Stimmrechte nicht nach eigenem 

Ermessen ausüben. Vollmachten und Weisungen an die von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können über 

ein internetgestütztes Vollmachts- und Weisungssystem der 

Gesellschaft vor und auch noch während der Hauptversamm-

lung erteilt werden. Zugang zum internetgestützten Voll-

machts- und Weisungssystem erhalten die Aktionäre mit den 

Daten ihrer Eintrittskarte.

 

5.	 Übertragung der Hauptversammlung im Internet

	 Alle Aktionäre der ThyssenKrupp AG sowie die interessierte 

Öffentlichkeit können die Hauptversammlung auf Anordnung 

des Versammlungsleiters am 20. Januar 2012 ab 10:00 Uhr 

in voller Länge live im Internet unter www.thyssenkrupp.com 

über den Link „Hauptversammlung“ verfolgen. Die Eröffnung 

der Hauptversammlung durch den Versammlungsleiter sowie 

die Rede des Vorstandsvorsitzenden stehen auch nach der 

Hauptversammlung als Aufzeichnung zur Verfügung.

6.	 Ergänzungsanträge zur Tagesordnung 
auf Verlangen einer Minderheit gemäß  
§ 122 Absatz 2 AktG

	 Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag 

von 500.000 € am Grundkapital erreichen, das entspricht 

195.313 Stückaktien, können verlangen, dass Gegenstände 

auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss der Gesell-

schaft bis zum Ablauf des 20. Dezember 2011 schriftlich 

zugegangen sein. Die Aktionäre werden gebeten, einen ent- 

sprechenden Antrag an die in der nachfolgenden Ziffer 7  

genannte Adresse zu richten.
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7.	 Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
gemäß §§ 126 Absatz 1 und 127 AktG

	 Gegenanträge mit Begründung gegen einen Vorschlag von 

Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 

Tagesordnung und Vorschläge von Aktionären zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern sind aus-

schließlich an die nachstehende Adresse zu richten. Ander-

weitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden 

nicht berücksichtigt.

	 ThyssenKrupp AG 

	 Corporate Center Investor Relations

	 ThyssenKrupp Allee 1

	 45143 Essen

	 Telefax: +49 (0) 201 845-6900365	

E-Mail: hv2012-antrag@thyssenkrupp.com

	 Bis spätestens zum Ablauf des 5. Januar 2012 bei vorstehen-

der Adresse mit Nachweis der Aktionärseigenschaft eingegan-

gene Gegenanträge und Wahlvorschläge werden, soweit sie 

den anderen Aktionären zugänglich zu machen sind, im Inter-

net unter www.thyssenkrupp.com über den Link „Hauptver-

sammlung“ unverzüglich veröffentlicht. Eventuelle Stellung-

nahmen der Verwaltung werden nach dem 5. Januar 2012 

ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.

8.	 Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß  
§ 131 Absatz 1 AktG

	 Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung  

vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesell- 

schaft einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie über die 

Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbe-

zogenen Unternehmen zu geben, soweit die Auskunft zur  

sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung 

erforderlich ist.
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9.	 Veröffentlichungen auf der Internetseite / 
	 Ergänzende Informationen

	 Diese Einladung zur Hauptversammlung, die zugänglich zu 

machenden Unterlagen und Anträge von Aktionären sowie  

weitere Informationen, insbesondere zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung, zur Briefwahl und zur Vollmachts- und 

Weisungserteilung, stehen auch auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter www.thyssenkrupp.com über den Link 

„Hauptversammlung“ zur Verfügung. 

	 Nähere Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversamm-

lung, zur Briefwahl und zur Vollmachts- und Weisungserteilung  

erhalten die Aktionäre auch zusammen mit der Eintrittskarte 

zugesandt.

	 Die Einladung ist am 9. Dezember 2011 im elektronischen 

Bundesanzeiger bekannt gemacht worden. 

Duisburg und Essen, im Dezember 2011

ThyssenKrupp AG

Der Vorstand

Termine 2012/2013

20. Januar 2012

Ordentliche Hauptversammlung

23. Januar 2012

Zahlung der Dividende für das Geschäftsjahr 2010/2011

14. Februar 2012

Zwischenbericht

1. Quartal 2011/2012 (Oktober bis Dezember)

Telefonkonferenz mit Analysten und Investoren

15. Mai 2012

Zwischenbericht

1. Halbjahr 2011/2012 (Oktober bis März)

Telefonkonferenz mit Analysten und Investoren

10. August 2012

Zwischenbericht

9 Monate 2011/2012 (Oktober bis Juni)

Telefonkonferenz mit Analysten und Investoren

22. November 2012

Bilanzpressekonferenz

Analysten- und Investorenkonferenz

18. Januar 2013

Ordentliche Hauptversammlung



ThyssenKrupp AG
Postfach 
45063 Essen
www.thyssenkrupp.com




